Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadle Nr. 4288 


Mündliche Anfragen 

gemäß § ill der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 261. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 28. April 1953 


1. Abgeordneter 

Niebergall 


2. Abgeordneter 
Fiseli 


Sind der Bundesregierung die besonders 
schweren Fälle von Willkür- und Gewaltmaß- 
nahmen der Besatzungsmacht in Rheinland- 
Pfalz gegenüber der deutschen Bevölkerung, 
die sich in den letzten Monaten ständig stei- 
gern, bekannt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun zum 
Schutz von Leben und Eigentum der deut- 
schen Bevölkerung? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 
1. März 1953 in Bauschheim, Kreis Groß- 
Gerau (Hessen), die 19jährige Anna Tychy 
von angetrunkenen amerikanischen Soldaten 
mutwillig überfahren und getötet worden ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Täter 
während der Zeit, als ein Bauschheimer Bürger 
einen Arzt herbeiholen wollte, geflüchtet sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß den 
alten Eltern der Getöteten, die aus dem 
Sudetengebiet stammen, bis heute keine Ent- 
schädigung und keine sonstige Beihilfe in 
ihrer schweren, durch den Tod ihrer Tochter 
verursachten Lage gewährt worden ist? 

Ist die Bundesregierung gewillt, bei der 
Alliierten Hohen Kommission entschiedenen 
Protest gegen derartige barbarische Hand- 
lungen amerikanischer Besatzer, gegen einen 
solchen Akt der „Tötung zum Spaß” einzu- 
legen und die schärfste Bestrafung der Schul- 
digen zu verlangen? 

Ist die Bundesregierung gewillt, von den 
amerikanischen Besatzungsbehörden die Lei- 
stung eines unverzüglich zu entrichtenden 
angemessenen Betrages zu verlangen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf jeden Fall 
der Familie Tychy eine angemessene finan- 
zielle Vorleistung zu gewähren? 


Drude: Peter Meier, Buisdorf-Siegburg 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, AndemadtL, Breite Str. *» 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



3. Abgeordneter 
Ritzel 


4. Abgeordneter 
Dr. Mommcr 


5. Abgeordnecer 
Dr. Mominer 


6. Abgeordneter 
Volkholz 


7. Abgeordneter 
Schmitt (Mainz) 


8. Abgeordneter 
Niebergall 


9. Abgeordneter 
Niebergall 


Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, die 
Pauschalabgaben für eingeführte Tabakerzeug- 
nisse nicht nach unzweckmäßigen theoretischen 
Belastungen (für eine Zigarre 1,71 DM) zu 
berechnen, sondern für Zoll und Steuern 
lediglich eine Gebühr festzusetzen, die dem 
Preis der betreffenden Ware beim Einkauf 
im Ausland entspricht und die diesen Preis 
unter keinen Umständen übersteigt? 

Was hat die Bundesregierung in Durchführung 
des Beschlusses des Bundestages in der 
246. Sitzung vom 22. Januar 1953 unter- 
nommen, der zum 1. April die Abschaffung 
des Visumzwanges für Reisen von Angehö- 
rigen der OEEC-Staaten ins Bundesgebiet 
vorsah ? 

Weiß die Bundesregierung Näheres über die 
Unterdrückungsgesetze, die Herr Johannes 
Hoffmann in einer Rede in Saarbrücken am 
22. März 1953 angekündigt hat? 

Muß der § 11 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes 
nach Inkrafttreten des Bundesjagdgesetzes in 
sämtlichen Ländern angewendet und beachtet 
werden? 

Besteht die Möglichkeit, das Gebiet der Stadt 
Mainz unabhängig von einer späteren Rege- 
lung nach § 29 des Grundgesetzes wieder 
zusammenzulegen, da durch die willkürliche 
Grenzziehung das Stadtgebiet in zwei Hälften 
zerrissen ist, die Stadt Mainz fast ihr gesam- 
tes Industriegebiet verloren hat und hierdurch 
sowohl wirtschaftlich wie finanziell uner- 
trägliche Zustände geschaffen worden sind? 
Wenn ja, welche Schritte gedenkt die Bundes- 
regierung in dieser Richtung zu unternehmen? 

Welche Ursache hat zu der enormen Erhöhung 
der Preise für Stickstoff-Düngemittel geführt 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um im Interesse der Bauern und Verbraucher 
diesen Zustand zu ändern? 

Wieviel Hektoliter Wein wurden im Jahre 
1951 aus dem Ausland in die Bundesrepublik 
eingeführt? 

Wieviel Hektoliter deutschen Weines des Jahr- 
gangs 1951 wurden abgesetzt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um die deutschen Weinbauern und Winzer 
vor der ausländischen Weinschwemme zu schüt- 
zen und den Absatz des deutschen Weines 
zu sichern? 



10. Abgeordneter 

Müller (Frankfurt) 


11. Abgeordneter 

Renner 


12. Abgeordneter 
Renner 


13. Abgeordneter 
Dr. Schellenberg 


Ich frage den Herrn Bundespostminister, 
welche Gründe dafür maßgebend waren, daß 
das Ministerium bisher die von der Stadt- 
verordnetenversammlung der Stadt Gießen 
und der Stadtverwaltung dringlich geforderte 
Errichtung eines Stadtpostamtes in Gießen 
abgelehnt hat? 

Ist der Herr Bundespostminister jetzt bereit, 
dem am 30. Januar 1953 von der Stadtver- 
ordnetenversammlung der Stadt Gießen an 
ihn gerichteten dringenden Appell stattzugeben? 

Ist der Herr Bundesminister der Justiz bereit, 
zur Wahrung der verfassungsmäßigen Ordnung 
in den Ländern gemäß Artikel 28 GG und 
gestützt auf sein Weisungsrecht, dem Ober- 
bundesanwalt Anweisung zu erteilen, den unter 
Verfassungsbruch am 12. März 1953 aufgrund 
eines bereits am 3. März ausgestellten Haft- 
befehls in Duisburg verhafteten Abgeordneten 
des Landtags von Nordrhein- Westfalen, Jupp 
Angenfort, sofort aus der Untersuchungshaft 
zu entlassen? 

ist dem Herrn Bundesminister der Justiz be- 
kannt, daß der Justizausschuß des Landtags 
von Nordrhein-Westfalen in seiner Sitzung 
am 18. April 1953 in Mißbilligung der ver- 
fassungswidrigen Maßnahme des Oberbundes- 
anwalts gegen den Landtagsabgeordneten Jupp 
Angenfort den Beschluß gefaßt hat: „Das 
Justizministerium beauftragt die Landesregie- 
rung Nordrhein- Westfalen, einen Initiativan- 
trag an den Bundesrat mit dem Ziel einzu- 
bringen, die Immunität der Landtagsabgeord- 
neten im Verhältnis zum Bund und anderen 
Ländern durch die Bundesbehörden zu sichern.”? 

Welche Gründe waren für den Herrn Bundes- 
finanzminister maßgebend, bisher die Ein- 
stufung der Stadt Kaiserslautern in die Orts- 
klasse I abzulehnen? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, der 
von der Gewerkschaft öffentliche Dienste, 
Transport und Verkehr, Kreisverwaltung 
Kaiserslautern, gestellten Forderung, die Stadt 
Kaiserslautern wegen der dort herrschenden 
Verhältnisse in die Ortsklasse I (Sonderklasse) 
einzustufen, stattzugeben ? 

Wird die Bundesregierung noch in dieser 
Legislaturperiode dem Beschluß des Bundes- 
tages vom 26. November 1952, baldigst einen 
Gesetzentwurf zur Beseitigung des unter- 
schiedlichen Rechts in der Invalidenversiche- 
rung und Angestelltenversicherung vorzulegen, 
durchführen ? 



14. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


15. Abgeordneter 

Dr. Schellenberg 


16. Abgeordneter 
Dr. Hammer 


17. Abgeordneter 
Meyer (Hagen) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bundes- 
tag noch in dieser Legislaturperiode Nachweise 
über die Rechnungsergebnisse der Renten- 
versicherungen vorzulegen? 

Wieviel Ruhegehälter, Ubergangsgehälter, 
Witwengelder und Waisengelder werden in 
der Versorgung der verdrängten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes und in der Versor- 
gung der Berufssoldaten bzw. berufsmäßigen 
Angehörigen des früheren Reichsarbeitsdienstes 
bezahlt und wie hoch sind die durchschnitt- 
lichen Versorgungsbezüge dieser Gruppen? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, eine 
bindende Erklärung dahingehend abzugeben, 
daß der schwergeprüften und ihrer Landes- 
behörden beraubten Stadt Darmstadt die nach 
Pressemeldungen geplante Verlegung des Post- 
technischen Zentralamtes von Darmstadt nach 
Frankfurt am Main erspart bleiben wird? 

Welche Stellung nimmt der Herr Bundes- 
minister für Arbeit zu der Tatsache ein, daß 
in der britischen Besatzungszone die grund- 
sätzliche Entscheidung des Reichs versieh er ungs- 
amtes vom 20. Februar 1941 (AN. 1941 S. II 
Nr. 5421) betreffend Auslegung des § 35 
Reichsknappschaftsgesetz seitdem 8. Mai 1945 
von den Knappschaften nicht mehr zur An- 
wendung gebracht wird, dagegen in der ameri- 
kanischen Besatzungszone und im Saargebiet 
(Teil der französischen Besatzungszone) weiter 
ihre Gültigkeit hat? 

Ist dem Herrn Bundesminister bekannt, daß 
durch diese Nichtbeachtung der grundsätzlichen 
Entscheidung Nr. 5421 RVA den Bergarbeitern 
in der britischen Besatzungszone bisher erheb- 
liche Nachteile erwachsen sind? 

Ich bitte um Mitteilung, was der Herr Minister 
unternommen hat, um die Rechtseinheit im 
Bundesgebiet in dieser speziellen Frage wieder- 
herzustellen. 


Bonn, den 23. April 1953 



